
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Dringender Aufruf: Stoppen Sie die EU-Lieferkettenrichtlinie! 

Bestehende Initiativen zum effektiven Schutz von Menschenrechten und Umwelt in der Liefer-
kette nicht schwächen, sondern Unternehmen aktiv darin bestärken 

 
Die UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte sind für europäische Unternehmen 
maßgebend. Daran orientieren sie schon heute ihre globalen Lieferbeziehungen und tragen eu-

ropäische Standards über ihre internationalen Partner in die Welt. Doch bereits das deutsche 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz zeigt, dass die Verrechtlichung und Bürokratisierung der Pro-
zesse die Unternehmen über Gebühr belasten und das gemeinsame Ziel nicht fördern. Darüber 
hinaus würde die Richtlinie in ihrer aktuell diskutierten Form nicht einmal ein Level-Playing-Field 
auf europäischer Ebene schaffen, da keine Vollharmonisierung vorgesehen ist. Für deutsche Un-

ternehmen würde es eine Reihe bestehender Maßgaben verschärfen und dadurch gerade mittel-
ständische Unternehmen endgültig überlasten, ihnen teils Unmögliches abverlangen. 
 
Kritisch ist insbesondere der Umfang der geplanten zivilrechtlichen Haftung. Es ist schlicht pra-
xisfremd zu verlangen, dass Unternehmen aus den EU-Mitgliedstaaten für Pflichtverletzungen 

haften sollen, die in ihren Lieferketten geschehen – und dies noch weltweit. Selbst auf Ausnah-
men wie eine „Safe Harbour“-Lösung konnten sich die Unterhändler im Trilog nicht verständigen. 
Stattdessen sollen Nichtregierungsorganisationen ohne demokratische Legitimation von eigenen 
Klagebefugnissen profitieren, während Unternehmen noch mit zusätzlichen Beweisregeln belas-
tet werden könnten. Auf diese Weise können die oft unkalkulierbaren Haftungsrisiken dazu füh-

ren, dass sich Unternehmen aus betroffenen Regionen zurückziehen. Stattdessen hätte sicher-
gestellt werden müssen, dass Unternehmen praxistaugliche Instrumente an die Hand bekommen, 
um den Anforderungen gerecht werden zu können. Dazu hätte u. a. eine zweifelsfreie Ausnahme 
des gesamten EU-Binnenmarkts gehört. Gleichfalls ist anzunehmen, dass sich internationale Ge-
schäftspartner von ihren EU-Partnern abwenden, da ihnen die Auflagen zu hoch und Geschäfte 
in anderen Weltregionen leichter zu realisieren sind. Eine Richtlinie in solch invasiver Form schafft 

ein echtes Handelshemmnis und schwächt europäische Unternehmen im globalen Wettbewerb. 
Sie stellt Unternehmen unter Generalverdacht und riskiert kostenbedingte Entkoppelungen der 
Lieferketten. Der wichtigen Verbesserung der Lage in den Bezugsländern läuft dies zuwider. Das 
kann entwicklungspolitisch und im weiteren internationalen Kontext nicht gewollt sein. In der Um-
setzung durch die Mitgliedstaaten besteht zudem die Gefahr, dass Nichtregierungsorganisatio-

nen künftig die Vorlage von Klimaplänen betroffener Unternehmen einklagen können. Derart pra-
xisfremde Regularien würden gravierende Auswirkungen auf unternehmerische Planbarkeit und 
Rechtssicherheit haben. Zudem werden damit die aktuellen Bemühungen der Kommission zum 
Abbau von Bürokratie auf lange Sicht konterkariert.  
 

 
 



 
 
 
 

 
Die politische Einigung im Trilog fällt in eine Zeit der wirtschaftlichen Krise Europas. Aktuelle Zah-
len, wie etwa die bereits wiederholt gesenkten Konjunkturprognosen der EU-Kommission, bele-
gen dies. Der ökonomische Substanzverlust in der EU würde sich durch eine solche Lieferketten-
richtlinie weiter verschärfen. Schon die Vorgaben durch das deutsche Lieferkettengesetz haben 

dazu geführt, dass auch kleine und mittlere Unternehmen innerhalb ihrer Lieferbeziehungen von 
den Belastungen völlig überrollt wurden. Eine EU-Lieferkettenrichtlinie, wie nun geplant, hätte 
bürokratische Überlastungen und Rechtsunsicherheit in einer neuen Dimension zur Folge. Dies 
gilt neben der Haftung insbesondere für  
 

 die Geltung für rein innereuropäische Lieferketten im ohnehin stark regulierten EU-Binnen-
markt. Es ist unverständlich, warum sich Unternehmen nicht auf die Einhaltung bereits be-

stehender Gesetze in Europa durch ihre Lieferanten verlassen können. Eine explizite Aus-
nahme aller im EU-Binnenmarkt ansässiger Zulieferer und Kunden wäre – als Gebot des 
risikobasierten Ansatzes – dringend aufzunehmen gewesen,  

 die Zahl der betroffenen Lieferbeziehungen: Größere Unternehmen haben häufig zehntau-
sende oder gar eine sechsstellige Zahl an Zulieferern allein auf der ersten Lieferantenstufe, 
von denen jährlich ein beträchtlicher Anteil wechselt. Die Kosten allein zur Befolgung der 
Vorgaben würden je Unternehmen nicht selten in den Millionenbereich gehen. Um Sorgfalts-

pflichten handhabbar zu halten, wären Schwellenwerte – gemessen am Einkaufswert – er-
forderlich gewesen, ab denen die Verpflichtungen greifen. Diese fehlen im vorläufigen Trilog-
Ergebnis, 

 die Überprüfung nicht nur der Lieferanten und deren Lieferanten, sondern auch nachgeord-
neter Teile der Lieferkette. Es ist eine völlig realitätsfremde Annahme, dass mittelständische 
Betriebe auch nachgelagerte Teile der Lieferkette kontrollieren oder Kunden gar Vorschriften 
machen könnten, wie die verkauften Produkte letztendlich zum Einsatz kommen dürfen. Un-

ternehmen können nur für das Verantwortung übernehmen, was auch tatsächlich in ihren 
Einflussbereich fällt,  

 
Hinzu kommt, dass die zuständigen Behörden nicht ansatzweise in der Lage sein dürften, einen 
adäquaten Teil der erzeugten Unterlagen zu sichten. Dass die Kontrollfunktion über die Berichts-

pflichten durch die EU-Lieferkettenrichtlinie bzw. die Nachhaltigkeitsberichterstattungs-Richtlinie 
indirekt auf NGOs verlagert wird, ist bedenklich und erhöht rechtliche Unsicherheiten noch einmal 
zusätzlich. 
 
Daher richten wir den dringenden Appell an Sie:  

 Lassen Sie uns anstatt des Weges über die Richtlinie gemeinsam einen neuen Anlauf neh-
men und im Dialog miteinander überlegen, auf welche Weise wir unsere Standards beim 

Schutz von Menschenrechten und Umwelt über die globalen Lieferketten weltweit noch ef-
fektiver durchsetzen können!  

 Lassen Sie uns die praktischen Erfahrungen der bestehenden Brancheninitiativen nutzen, 
um konkrete Missstände gemeinsam zu bekämpfen! 

 Lassen Sie uns Missstände im Schulterschluss von Wirtschaft und Politik dort angehen, wo 
sie tatsächlich bestehen, anstatt die Gesamtheit europäischer Unternehmen durch überzo-
gene bürokratische Belastungen in Mithaftung zu nehmen!  

 
  



 

 
 
 
 
 

Bitte stoppen Sie die EU-Lieferkettenrichtlinie in ihrer derzeitigen Form durch eine Ablehnung in 
der Abstimmung der Botschafter im Ausschuss der Ständigen Vertreter und in der folgenden Ab-
stimmung des Rates sowie im Europäischen Parlament! Gerade angesichts der multiplen Krisen 
brauchen die Unternehmen im Europäischen Binnenmarkt keine neuen Bürden, sondern Entlas-
tung und Unterstützung durch Gesetzgeber und Regierungen. Das gelingt nicht durch ein abs-

traktes, praktisch nicht umsetzbares Pflichtenprogramm, sondern im Schulterschluss von Politik 
und Wirtschaft. Lassen Sie uns Nachhaltigkeit in der Lieferkette insgesamt neu denken. Die Wirt-
schaft steht für gemeinsame Lösungen bereit. 
 
Die Unterzeichner sprechen für Unternehmen mit mehreren Millionen Beschäftigten in sämtlichen 

Mitgliedstaaten der Europäischen Union.  
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